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Allgemeine Anmerkungen zum Ausfüllen der Meldebögen in Anhang II 

Wenn die zuständigen Behörden bekanntgeben, nach welchen allgemeinen Kriterien und Methoden sie verfahren, dürfen sie keine Informationen 
über einzelne an bestimmte Wertpapierfirmen gerichtete Aufsichtsmassnahmen preisgeben; dies gilt unabhängig davon, ob es sich um einzelne 
Wertpapierfirmen oder um Wertpapierfirmengruppen handelt. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 



TEIL 1 

Optionen und Ermessensspielräume gemäss der Richtlinie (EU) 2019/2034 und der Verordnung (EU) 2019/2033 

  

  Richtlinie 
(EU) 2019/2034 

Verordnung 
(EU) 

2019/2033 

Adressat Bezeichnung Beschreibung der Option o-
der des Ermessensspiel-

raums 

Genutzt? 
(J/N/Ent-
fällt (1) 

Nationale Vorschrift (2) Fund-
stelle(n) (3) 

Auf EN 
verfügbar 

(J/N) 

Einzel-
heiten/ 
Anmer-
kungen 

010 Datum der letzten Aktualisierung der Angaben in diesem Meldebogen 01/05/2024   

020 Artikel 5 Absatz 1   Zuständige 
Behörde 

Anwendung 
von CRD-An-
forderungen 

Die zuständigen Behörden 
können beschliessen, die Ver-
ordnung (EU) Nr. 575/2013 
auf Wertpapierfirmen anzu-
wenden, die in Anhang I Ab-
schnitt A Nummern 3 und 6 
der Richtlinie 2014/65/EU auf-
geführte Tätigkeiten ausüben, 
wenn die konsolidierte Bilanz-
summe der Wertpapierfirma 
einem Gesamtwert von 
5 000 000 000  EUR oder 
mehr entspricht und die Bedin-
gungen von Artikel 5 Absatz 1 
der Richtlinie (EU) 2019/2034 
erfüllt sind. 

N   

  

030 Artikel 24 Absatz 2   Zuständige 
Behörde 

Internes Kapital 
und liquide Ak-
tiva 

Die zuständigen Behörden 
können von kleinen und nicht 
verflochtenen Wertpapierfir-
men verlangen, die in Arti-
kel 24 der Richtlinie (EU) 
2019/2034 festgelegten Anfor-
derungen an internes Kapital 
und liquide Aktiva anzuwen-
den. 

J Die FMA kann Klasse-3 Vermö-
gensverwaltungsgesellschaften 
vorschreiben, die Anforderungen 
nach diesem Artikel in dem Um-
fang, den die FMA für angemessen 
hält, einzuhalten.  

Art. 29 Abs. 
3 VVG 

N 

 

040 Artikel 36 Absatz 2   Zuständige 
Behörde 

Aufsichtliche 
Überprüfung 
und Bewertung 

Die zuständigen Behörden 
entscheiden jeweils im Einzel-
fall, ob und in welcher Form 
die Überprüfung und Bewer-
tung in Bezug auf kleine und 

J  Die FMA entscheidet im Einzelfall, 
ob und in welcher Form die Über-
prüfung und Bewertung in Bezug 
auf Klasse-3 Vermögensverwal-
tungsgesellschaften durchgeführt 

Art. 42 Abs. 
5 VVG 

N 

 

https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/HTML/?uri=CELEX:02022R0389-20231210#E0004
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/HTML/?uri=CELEX:02022R0389-20231210#E0005
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/HTML/?uri=CELEX:02022R0389-20231210#E0006


nicht verflochtene Wertpapier-
firmen durchgeführt werden. 

wird, sofern sie dies aufgrund der 
Grösse, der Art, des Umfangs und 
der Komplexität der Geschäftstä-
tigkeit der betreffenden Klasse-3 
Vermögensverwaltungsgesell-
schaft für notwendig hält.  

050 Artikel 40 Absatz 7   Zuständige 
Behörde 

Zusätzliche Ei-
genmittelanfor-
derung 

Die zuständigen Behörden 
können kleinen und nicht ver-
flochtenen Wertpapierfirmen 
im Einzelfall die in Artikel 40 
der Richtlinie (EU) 2019/2034 
genannten zusätzlichen Ei-
genmittelanforderungen aufer-
legen. 

J Sofern die FMA dies aufgrund ei-
ner Bewertung im Einzelfall für not-
wendig erachtet, kann sie Klasse-3 
Vermögensverwaltungsgesell-
schaften eine zusätzliche Eigen-
mittelanforderung nach Massgabe 
dieses Artikels vorschreiben 

Art. 42b 
Abs. 7 VVG 

N 

 

060 Artikel 41 Absatz 1   Zuständige 
Behörde 

Zusätzliche Ei-
genmittelanfor-
derung 

Die zuständigen Behörden 
können von Wertpapierfirmen, 
die keine kleinen und verfloch-
tenen Wertpapierfirmen sind, 
verlangen, dass ihre Eigenmit-
telausstattung ausreicht, um 
die potenziellen Auswirkungen 
konjunkturbedingter wirt-
schaftlicher Schwankungen 
abzudecken. 

J Die FMA kann unter Berücksichti-
gung des Grundsatzes der Verhält-
nismässigkeit und entsprechend 
der Grösse, der Systemrelevanz, 
der Art, dem Umfang und der Kom-
plexität der Tätigkeiten von Klasse-
2 Vermögensverwaltungsgesell-
schaften verlangen, dass ihre Ei-
genmittelausstattung nach Art. 29 
hinreichend über den in Teil 3 der 
Verordnung (EU) 2019/2033 und 
den in diesem Gesetz festgelegten 
Anforderungen, einschliesslich der 
zusätzlichen Eigenmittelanforde-
rungen nach Art. 42a Abs. 1 Bst. a, 
hinausgeht, um zu verhindern, 
dass konjunkturbedingte wirt-
schaftliche Schwankungen einen 
Verstoss gegen diese Anforderun-
gen nach sich ziehen oder die Fä-
higkeit der Klasse-2 Vermögens-
verwaltungsgesellschaft, die 
Einstellung der Geschäftstätigkeit 
geordnet durchzuführen, gefähr-
den 

Art. 42c 
Abs. 1 VVG 

N 

 

070 Artikel 42 Absatz 1   Zuständige 
Behörde 

Liquiditätsan-
forderungen 

Die zuständigen Behörden 
schreiben Wertpapierfirmen 

J Die FMA kann einer Vermögens-
verwaltungsgesellschaft, die der 
Liquiditätsanforderung nach Art. 

Art. 42d 
Abs. 1 VVG 

N 

 



die besonderen Liquiditätsan-
forderungen nach Artikel 39 
Absatz 2 Buchstabe k der 
Richtlinie (EU) 2019/2034 nur 
dann vor, wenn für diese Fir-
men die in Artikel 42 Absatz 1 
der Richtlinie (EU) 2019/2034 
genannten Liquiditätsanforde-
rungen gelten. 

43 Abs. 1 der Verordnung (EU) 
2019/2033 unterliegt, besondere 
Liquiditätsanforderungen nach Art. 
42a Abs. 1 Bst. l vorschreiben, 
wenn die Überprüfung nach Art. 
42 ergibt, dass sie sich in einer 
der folgenden Situationen befin-
det: a) Die Vermögensverwal-
tungsgesellschaft ist Liquiditätsrisi-
ken oder 
Liquiditätsrisikokomponenten aus-
gesetzt, die wesentlich sind und 
von der Liquiditätsanforderung 
nach Teil 5 der Verordnung (EU) 
2019/2033 nicht oder nicht ausrei-
chend abgedeckt sind. b) Die 
Vermögensverwaltungsgesell-
schaft erfüllt die Anforderungen an 
die Regelungen, Verfahren, Me-
chanismen und Strategien in Be-
zug auf die Bewertung des inter-
nen Kapitals und der liquiden 
Aktiva nach Art. 29 und in Bezug 
auf die Unternehmensführung 
nach Art. 29b nicht, und andere 
Verwaltungsmassnahmen werden 
voraussichtlich nicht binnen eines 
angemessenen Zeitraums zu einer 
ausreichenden Verbesserung der 
Regelungen, Verfahren, Mecha-
nismen und Strategien führen.  

080 Artikel 46 Absatz 6   Zuständige 
Behörde 

Ausnahme von 
den Kriterien 
für die Grup-
penaufsicht 

Die zuständigen Behörden 
können für die Ausübung der 
Überwachung auf konsolidier-
ter Basis eine andere als die in 
Artikel 46 Absatz 6 der Richtli-
nie (EU) 2019/2034 genannte 
Behörde benennen. 

J Die FMA kann im Einvernehmen 
mit den zuständigen Behörden der 
anderen Mitgliedstaaten unter Be-
rücksichtigung der betreffenden 
Wertpapierfirmen und der Bedeu-
tung ihrer Tätigkeiten in den jewei-
ligen Mitgliedstaaten von den Vo-
raussetzungen nach Abs. 1 Bst. c 
bis e abweichen und für die Beauf-
sichtigung auf konsolidierter Basis 
oder für die Überwachung der Ein-
haltung des Gruppenkapitaltests 

Art. 58a 
Abs. 2 VVG 

N 

 



eine andere zuständige Behörde 
benennen, falls die Anwendung 
dieser Voraussetzungen für eine 
wirksame Beaufsichtigung auf kon-
solidierter Basis oder Überwa-
chung der Einhaltung des Grup-
penkapitaltests nicht angemessen 
wäre.  

090   Artikel 1 Ab-
satz 2 Buch-
stabe c 

Zuständige 
Behörde 

Anwendung 
von Anforde-
rungen der Ei-
genmittelver-
ordnung 
(Verordnung 
(EU) 
Nr. 575/2013) 

Die zuständige Behörde kann 
beschliessen, Anforderungen 
der Verordnung (EU) 
Nr. 575/2013 gemäss Artikel 1 
Absatz 2 der Verordnung (EU) 
2019/2033 auf Wertpapierfir-
men anzuwenden, die in An-
hang I Abschnitt A Num-
mern 3 und 6 der Richtlinie 
2014/65/EU genannte Tätig-
keiten ausüben und bei denen 
der Gesamtwert der konsoli-
dierten Bilanzsumme der 
Wertpapierfirma 
15 000 000 000  EUR oder 
mehr beträgt. 

N   

  

100   Artikel 1 Ab-
satz 5 

Zuständige 
Behörde 

Anwendung 
von Anforde-
rungen der Ver-
ordnung (EU) 
Nr. 575/2013 

Die zuständigen Behörden 
können gestatten, Anforderun-
gen der Verordnung (EU) 
Nr. 575/2013 auf Wertpapier-
firmen anzuwenden, die in An-
hang I Abschnitt A Num-
mern 3 und 6 der Richtlinie 
2014/65/EU genannte Tätig-
keiten ausüben, wenn die 
Wertpapierfirma ein Tochter-
unternehmen eines Kreditinsti-
tuts, einer Finanzholdingge-
sellschaft oder einer 
gemischten Finanzholdingge-
sellschaft im Sinne von Arti-
kel 1 Absatz 5 der Verordnung 
(EU) 2019/2033 ist. 

N   

  



110   Artikel 6 Ab-
satz 1 

Zuständige 
Behörde 

Erfüllung der 
Anforderungen 
auf Einzelbasis 

Die zuständigen Behörden 
können Wertpapierfirmen von 
der Anwendung des Artikels 5 
der Verordnung (EU) 
2019/2033 in Bezug auf die 
Teile 2, 3, 4, 6 und 7 ausneh-
men, wenn alle Bedingungen 
des Artikels 6 Absatz 1 erfüllt 
sind. 

N   

  

120   Artikel 6 Ab-
satz 2 

Zuständige 
Behörde 

Erfüllung der 
Anforderungen 
auf Einzelbasis 

Die zuständigen Behörden 
können Wertpapierfirmen von 
der Anwendung des Artikels 5 
der Verordnung (EU) 
2019/2033 in Bezug auf Teil 6 
ausnehmen, wenn alle Bedin-
gungen des Artikels 6 Ab-
satz 2 erfüllt sind. 

N    

 

130   Artikel 6 Ab-
satz 3 

Zuständige 
Behörde 

Erfüllung der 
Anforderungen 
auf Einzelbasis 

Die zuständigen Behörden 
können Wertpapierfirmen von 
der Anwendung des Artikels 5 
der Verordnung (EU) 
2019/2033 in Bezug auf Teil 5 
ausnehmen, wenn alle Bedin-
gungen des Artikels 6 Ab-
satz 3 erfüllt sind. 

N    

 

140   Artikel 7 Ab-
satz 4 

Zuständige 
Behörde 

Anwendung 
der Anforde-
rungen auf kon-
solidierter Ba-
sis 

Die zuständigen Behörden 
können das Mutterunterneh-
men von der Einhaltung der in 
Teil 5 festgelegten Pflichten 
auf konsolidierter Basis aus-
nehmen. 

N    

 

150   Artikel 8 Ab-
satz 1 

Zuständige 
Behörde 

Anwendung 
der Anforde-
rungen auf kon-
solidierter Ba-
sis 

Die zuständigen Behörden 
können die Anwendung von 
Artikel 8 der Verordnung (EU) 
2019/2033 gestatten, wenn 
die Gruppenstruktur hinrei-
chend einfach ist und von der 
Wertpapierfirmengruppe als 
Ganzes keine wesentlichen 
Risiken für Kunden oder für 

J Die Regierung kann das Nähere, 
insbesondere über die Vorausset-
zungen einer hinreichend einfa-
chen Gruppenstruktur und die feh-
lenden wesentlichen Kunden- und 
Marktrisiken für die Anwendung 
des Gruppenkapitaltests nach Art. 
8 der Verordnung (EU) 2019/2033 
zur vereinfachten Berechnung der 
Eigenmittelanforderungen für 

Art. 8 Abs. 7 
VVG 

 

 



den Markt ausgehen, die an-
dernfalls eine Beaufsichtigung 
auf konsolidierter Basis erfor-
dern würden. 

Wertpapierfirmengruppen, mit Ver-
ordnung regeln.  

160   Artikel 8 Ab-
satz 4 

Zuständige 
Behörde 

Anwendung 
der Anforde-
rungen auf kon-
solidierter Ba-
sis 

Die zuständigen Behörden 
können einem Mutterunter-
nehmen gestatten, einen nied-
rigeren Eigenmittelbetrag als 
den gemäss Artikel 8 Absatz 3 
der Verordnung (EU) 
2019/2033 berechneten Be-
trag zu halten, sofern dieser 
Betrag nicht niedriger ist als 
die Summe aus den auf Ein-
zelbasis geltenden Eigenmit-
telanforderungen an ihre 
Tochterunternehmen, bei de-
nen es sich um Wertpapierfir-
men, Finanzinstitute, Anbieter 
von Nebendienstleistungen o-
der vertraglich gebundene 
Vermittler handelt, und dem 
Gesamtbetrag der Eventual-
verbindlichkeiten zugunsten 
dieser Unternehmen. 

N    

 

170   Artikel 9 Ab-
satz 4 

Zuständige 
Behörde 

Eigenmittel Die zuständigen Behörden 
können gestatten, dass für 
Wertpapierfirmen, die kleine 
und nicht verflochtene Wertpa-
pierfirmen oder keine juristi-
schen Personen oder Aktien-
gesellschaften sind, weitere 
Instrumente oder Mittel als Ei-
genmittel gelten. 

N   

  

180   Artikel 10 
Absatz 2 

Zuständige 
Behörde 

Qualifizierte Ei-
genmittelbetei-
ligungen 

Die zuständigen Behörden 
können einer Wertpapierfirma 
das Halten der in Artikel 10 
Absatz 1 der Verordnung (EU) 
2019/2033 genannten qualifi-
zierten Beteiligungen, deren 
Betrag den dort festgesetzten 

N   

  



prozentualen Anteil an Eigen-
mitteln überschreitet, untersa-
gen. 

190   Artikel 11 
Absatz 3 

Zuständige 
Behörde 

Eigenmittel Die zuständigen Behörden 
können verlangen, dass eine 
Wertpapierfirma andere Ei-
genmittelanforderungen erfüllt 
als die in Artikel 11 der Verord-
nung (EU) 2019/2033 genann-
ten Anforderungen. 

N   

  

200   Artikel 13 
Absatz 2 

Zuständige 
Behörde 

Eigenmittel. 
Anforderung für 
fixe Gemein-
kosten 

Die zuständigen Behörden 
können den Betrag der in Arti-
kel 13 Absatz 1 der Verord-
nung (EU) 2019/2033 genann-
ten Anforderung für fixe 
Gemeinkosten anpassen, 
wenn ihrer Ansicht nach eine 
wesentliche Änderung der Ge-
schäftstätigkeiten einer Wert-
papierfirma eingetreten ist. 

N   

  

210   Artikel 15 
Absatz 4 

Zuständige 
Behörde 

Eigenmittel Die zuständigen Behörden 
können den Betrag eines rele-
vanten K-Faktors anpassen, 
wenn ihrer Ansicht nach eine 
wesentliche Änderung der Ge-
schäftstätigkeiten einer Wert-
papierfirma eingetreten ist. 

N   

  

220   Artikel 17 
Absatz 2 

Zuständige 
Behörde 

K-Faktoren. K-
AUM (verwal-
tete Vermö-
genswerte) 

Die zuständige Behörde kann 
fehlende historische Daten-
punkte durch Regulierungs-
feststellungen ersetzen, die 
auf den gemäss Artikel 7 der 
Richtlinie 2014/65/EU vorge-
legten Geschäftsprognosen 
der Wertpapierfirma beruhen. 

N   

  

230   Artikel 18 
Absatz 2 

Zuständige 
Behörde 

K-Faktoren. K-
CMH (gehal-
tene Kunden-
gelder) 

Die zuständige Behörde kann 
fehlende historische Daten-
punkte durch Regulierungs-
feststellungen ersetzen, die 
auf den gemäss Artikel 7 der 

N   

  



Richtlinie 2014/65/EU vorge-
legten Geschäftsprognosen 
der Wertpapierfirma beruhen. 

240   Artikel 19 
Absatz 3 

Zuständige 
Behörde 

K-Faktoren. K-
ASA (ver-
wahrte und ver-
waltete Vermö-
genswerte) 

Die zuständige Behörde kann 
fehlende historische Daten-
punkte durch Regulierungs-
feststellungen ersetzen, die 
auf den gemäss Artikel 7 der 
Richtlinie 2014/65/EU vorge-
legten Geschäftsprognosen 
der Wertpapierfirma beruhen. 

N   

  

250   Artikel 20 
Absatz 3 

Zuständige 
Behörde 

K-Faktoren. K-
COH (bearbei-
tete Kunden-
aufträge) 

Die zuständige Behörde kann 
fehlende historische Daten-
punkte durch Regulierungs-
feststellungen ersetzen, die 
auf den gemäss Artikel 7 der 
Richtlinie 2014/65/EU vorge-
legten Geschäftsprognosen 
der Wertpapierfirma beruhen. 

N   

  

260   Artikel 30 
Absatz 1 

Zuständige 
Behörde 

K-Faktoren. K-
TCD 

Die zuständigen Behörden 
können die Volatilitätsanpas-
sung für bestimmte Arten von 
Waren ändern, für die es ver-
schiedene Volatilitätsniveaus 
bei Preisen gibt. 

N   

  

270   Artikel 33 
Absatz 4 

Zuständige 
Behörde 

K-Faktoren. K-
DTF (täglicher 
Handelsstrom) 

Die zuständige Behörde kann 
fehlende historische Daten-
punkte durch Regulierungs-
feststellungen ersetzen, die 
auf den gemäss Artikel 7 der 
Richtlinie 2014/65/EU vorge-
legten Geschäftsprognosen 
der Wertpapierfirma beruhen. 

N   

  

280   Artikel 38 
Absatz 2 

Zuständige 
Behörde 

Konzentrati-
onsrisiko 

Die zuständigen Behörden 
können Wertpapierfirmen ei-
nen begrenzten Zeitraum bis 
zur Erfüllung der in Artikel 37 
der Verordnung (EU) 
2019/2033 genannten Ober-
grenze für das 

N   

  



Konzentrationsrisiko und die 
Überschreitung des Risikopo-
sitionswerts einräumen. 

290   Artikel 41 
Absatz 2 

Zuständige 
Behörde 

Konzentrati-
onsrisiko 

Die zuständigen Behörden 
können in Artikel 41 Absatz 2 
der Verordnung (EU) 
2019/2033 genannte Risi-
kopositionen ganz oder teil-
weise von der Anwendung des 
Artikels 37 der Verordnung 
(EU) 2019/2033 ausnehmen. 

N   

  

300   Artikel 43 
Absatz 1 

Zuständige 
Behörde 

Liquiditätsan-
forderungen 

Die zuständigen Behörden 
können kleine und nicht ver-
flochtene Wertpapierfirmen 
von der Anwendung der Liqui-
ditätsanforderungen nach Arti-
kel 43 Absatz 1 der Verord-
nung (EU) 2019/2033 
ausnehmen. 

N   

  

(1)   „J“ (Ja) bedeutet, dass die zuständige Behörde oder der zuständige Mitgliedstaat die betreffende Option bzw. den Ermessensspielraum genutzt hat. 

„N“ (Nein) bedeutet, dass die zuständige Behörde bzw. der zuständige Mitgliedstaat die betreffende Option bzw. den Ermessensspielraum nicht genutzt hat. 

„Entfällt“ bedeutet, dass die Option nicht genutzt werden kann oder der Ermessensspielraum nicht besteht. 

(2)   Wortlaut der betreffenden nationalen Rechtsvorschrift. 

(3)   Fundstelle im nationalen Rechtsakt und Hyperlink(s) zur Website, auf der die nationalen Rechtsvorschriften zur Umsetzung der betreffenden EU-Bestimmung veröffentlicht sind. 

 

 

 

  



TEIL 2 

Anzahl der Wertpapierfirmen, die die Übergangsbestimmungen der Richtlinie (EU) 2019/2034 und der Verordnung (EU) 2019/2033 anwen-
den 

  Richtlinie 
(EU) 

2019/2034 

Verordnung 
(EU) 

2019/2033 

Adressat Geltungsbe-
reich 

Bezeichnung Beschreibung der Option oder 
des Ermessensspielraums 

Jahr Genutzt? (J/N/Ent-
fällt) (1) 

Anzahl der Wertpapier-
firmen, die die Über-

gangsbestimmung an-
wenden 

  Datum der letzten Aktualisierung der Angaben in diesem Meldebogen 01/05/2024     

010   Artikel 57 Ab-
satz 3 

Wertpapierfirmen Eigenmittel Anwendung geringerer 
Eigenmittelanforderun-
gen 

In Artikel 57 Absatz 3 der Verord-
nung (EU) 2019/2033 genannte 
Wertpapierfirmen dürfen für einen 
Zeitraum von fünf Jahren ab dem 
26. Juni 2021 geringere Eigenmit-
telanforderungen anwenden. 

 N n/a 

020   Artikel 57 Ab-
satz 4 

Wertpapierfirmen Eigenmittel Anwendung geringerer 
Eigenmittelanforderun-
gen 

In Artikel 57 Absatz 4 der Verord-
nung (EU) 2019/2033 genannte 
Wertpapierfirmen dürfen für einen 
Zeitraum von fünf Jahren ab dem 
26. Juni 2021 geringere Eigenmit-
telanforderungen anwenden. 

 N n/a 

030   Artikel 57 Ab-
satz 6 

Wertpapierfir-
men, die für ei-
gene Rechnung 
handeln 

Eigenmittel Anwendung geringerer 
Eigenmittelanforderun-
gen 

Wertpapierfirmen, die für eigene 
Rechnung handeln und in Artikel 57 
Absatz 6 der Verordnung (EU) 
2019/2033 genannt werden, dürfen 
ihre Eigenmittelanforderungen für 
einen Zeitraum von fünf Jahren ab 
dem 26. Juni 2021 auf mindestens 
250 000 EUR beschränken; dies 
gilt vorbehaltlich einer jährlichen Er-
höhung um mindestens 
100 000 EUR während dieses 
Fünfjahreszeitraums. 

 N n/a 

(1)   „J“ (Ja) bedeutet, dass die zuständige Behörde oder der zuständige Mitgliedstaat die betreffende Option bzw. den Ermessensspielraum genutzt hat. 

„N“ (Nein) bedeutet, dass die zuständige Behörde bzw. der zuständige Mitgliedstaat die betreffende Option bzw. den Ermessensspielraum nicht genutzt hat. 

„Entfällt“ bedeutet, dass die Option nicht genutzt werden kann oder der Ermessensspielraum nicht besteht. 

  

https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/HTML/?uri=CELEX:02022R0389-20231210#E0007


 

TEIL 3 

Elemente der variablen Vergütung (Artikel 32 der Richtlinie (EU) 2019/2034)) 

 

  Richtlinie (EU) 2019/2034 Adressat Bestimmungen Offenzulegende Information Genutzt? 
(J/N/Entfällt) 

Verweise Auf EN ver-
fügbar (J/N) 

Einzelheiten/ 
Anmerkungen 

010 Datum der letzten Aktualisierung der Angaben in diesem Meldebogen 01/05/2024   

020 Artikel 30 Absatz 2 Mitgliedstaaten Die Mitgliedstaaten beschreiben, wie sie si-
cherstellen, dass Wertpapierfirmen ein an-
gemessenes Verhältnis zwischen dem vari-
ablen und dem festen Bestandteil der 
Gesamtvergütung festlegen. 

 Klasse-2 Vermögensverwaltungsge-
sellschaften für das Verhältnis zwi-
schen dem variablen und festen Be-
standteil der Gesamtvergütung unter 
Berücksichtigung der Geschäftstätig-
keit der Klasse-2 Vermögensverwal-
tungsgesellschaft und der damit ein-
hergehenden Risiken sowie der 
Auswirkungen, die die einzelnen Mitar-
beiterkategorien nach Abs. 1 auf das 
Risikoprofil der Klasse-2 Vermögens-
verwaltungsgesellschaft haben, ange-
messene Werte fest.  

 J Art. 29f Abs. 2 
VVG 

N   

030 Artikel 32 Absatz 3 Mitgliedstaaten 
oder zuständige 
Behörden 

Beschreibung etwaiger Einschränkungen 
bezüglich Art und Ausgestaltung von Instru-
menten oder Verbote von Instrumenten, die 
für die Zwecke der variablen Vergütung ver-
wendet werden können. 

 

N    

040 Artikel 32 Absatz 5 Mitgliedstaaten Andere als die in Artikel 32 Absatz 4 ge-
nannten Schwellenwerte, die die zustän-
dige Behörde für bestimmte Wertpapierfir-
men heraufgesetzt hat. 

Abweichend von Art. 29g Abs. 7 Bst. 
a kann die FMA unter Berücksichti-
gung der Art und des Umfangs der 
Tätigkeiten der Klasse-2 Vermögens-
verwaltungsgesellschaft, ihrer inter-
nen Organisation und gegebenenfalls 
der Eigenschaften der Gruppe, der 
sie angehört, den darin genannten 
Schwellenwert auf Antrag bis zu ei-
nem Gegenwert von 300 Millionen 
Euro heraufsetzen, sofern:  

J Art. 29g Abs. 8 
VVG 

  
 

N   



a) die Vermögensverwaltungs-
gesellschaft nach dem Gesamtwert 
der Vermögenswerte nicht zu den drei 
grössten Wertpapierfirmen in Liech-
tenstein zählt; und  
b) der Umfang der bilanziellen 
und ausserbilanziellen Geschäfte der 
Vermögensverwaltungsgesellschaft 
mit Derivaten den Gegenwert von 100 
Millionen Euro nicht überschreitet. 

050 Artikel 32 Absatz 6 Mitgliedstaaten Andere als die in Artikel 32 Absatz 4 ge-
nannten Schwellenwerte, die die zustän-
dige Behörde für bestimmte Wertpapierfir-
men herabgesetzt hat. 

 

N 

 

  

060 Artikel 32 Absatz 7 Mitgliedstaaten Beschreibung von Besonderheiten des 
Marktes oder der Art der Aufgaben und des 
Stellenprofils von Mitarbeitern, die An-
spruch auf eine jährliche variable Vergü-
tung haben, die nicht über 50 000  EUR hin-
ausgeht und nicht mehr als ein Viertel der 
jährlichen Gesamtvergütung der betreffen-
den Person ausmacht, und für die die Aus-
nahme nach Artikel 32 Absatz 4 nicht gilt. 

 

N    

(1) „J“ (Ja) bedeutet, dass die zuständige Behörde oder der zuständige Mitgliedstaat die betreffende Option bzw. den Ermessensspielraum genutzt hat. 

„N“ (Nein) bedeutet, dass die zuständige Behörde bzw. der zuständige Mitgliedstaat die betreffende Option bzw. den Ermessensspielraum nicht genutzt hat. 

„Entfällt“ bedeutet, dass die Option nicht genutzt werden kann oder der Ermessensspielraum nicht besteht. 

(2) Fundstelle im nationalen Rechtsakt und Hyperlink(s) zur Website, auf der die nationalen Rechtsvorschriften zur Umsetzung der betreffenden EU-Bestimmung veröffentlicht sind. 

 

 

 

 

 

 

  


